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Sehr geehrte Frau Sieper,

wir bedanken uns für die Zusendung des Entwurfes eines Gesetzes zur Änderung des
Hamburgischen Kammergesetzesfürdie Heilberufe (HmbKGH-E) und nehmen nach-
folgend Stellung.

Die Arztekammer befürwortet den Gesetzentwurf, weil er die Entwicklungen in der
heilberuflichen, insbesondere der kooperativen Berufsausübung aufgreift und derfort-
schreitenden Digitalisierung sowie der vermehrten Nutzung elektronischer Kommuni-
kationsmittel Rechnung trägt. Darüber hinaus berücksichtigt der Gesetzentwurf un-
sere Anregungen. Gleichwohl erlauben wir uns nachfolgend einige wenige Anmerkun-
gen.

1. Zu Nr. 5-§ 4 HmbKGH-E

Die Ärztekammer begrüßt die detaillierten Regelungen zur Datenverarbeitung, insbe-
sondere die in § 9 aufgenommene Ermächtigung, in derWahlordnung eine Regelung
über die Datenweitergabe an die Träger von Wahlvorschlägen bei Wahlen zur Dele-
giertenversammlung zum Zwecke der Wahlwerbung, aufzunehmen. Nach unserem
Verständnis kann es der Beteiligung an den Kammen/vahlen nur zuträglich sein, wenn
es den Trägern von zugelassenen Wahlvorschlägen möglich ist, neben der Nutzung
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allgemeiner Wahlwerbemaßnahmen ihre potentiellen Wähler auch gezielt anzuspre-
chen zu können.

2. Zu Nr. 13.3 -§11 HmbKGH-E

In § 11 Absatz 4 letzter Satz HmbKGH-E ist vorgesehen, dass die Kammern nach den
Sätzen 1 und 2 mit anderen Kammern desselben Heilberufs mit Sitz in der Bundesre-

publik Deutschland gemeinsame Gutachterstellen schaffen oder sich ihnen anschlie-
ßen können. Wünschenswert wäre an dieser Stelle, wenn auch ein Zusammenschluss

mit einer Kammer eines anderen Heilberufes, Z. B. mit der Psychotherapeutenkammer,
möglich wäre. Die Ärztekammer hat bereits eine Geschäftsstelle und Kommission zur
Begutachtung von Vorwürfen ärztlicher Behandlungsfehler etabliert, die um Mitglieder
einer anderen Heilberufekammer erweitert werden könnte, ohne dass es der Einrich-

tung einer eigenen Kommission bedürfte.

3. Zu Nr. 21.3 - § 25 Absatz 3 HmbKGH-E

In § 25 Absatz 3 HmbKGH wird durch Ersetzung der Textstelle "anwesend ist" durch
den Begriff "teilnimmt" implizit geregelt, dass auch der Vorstand seine Sitzungen aus-
schließlich oder in Teilen ohne physische Teilnahme der Mitglieder im Wege derelekt-
ronischen Kommunikation durchführen und Beschlüsse fassen kann. Eine Regelung,
die eine Teilnahme mittels elektronischer Kommunikationsmittel explizit erlaubt, findet
sich indes nicht. Insoweit wäre eine Klarstellung in der Gesetzesbegründung wün-
sehenswert.

§ 25 Absatz 3 Satz 2 ist unverändert geblieben. Als konsequente Folgeänderung
müsste auch an dieser Stelle der Begriff "Anwesenheitspflicht" durch den Begriff "Teil-
nahmepflicht" ersetzt werden.

4. ZuNr. 21.5-§25Absatz5HmbKGH-E

In § 25 HmbKGH wird ein neuer Absatz 5 angefügt und somit der Delegiertenversamm-
lung und dem Vorstand die Möglichkeit eröffnet, in dringlichen Angelegenheiten eine
Beschlussfassung im schriftlichen Verfahren herbeizuführen, sofern kein stimmbe-
rechtigtes Mitglied des jeweiligen Kammerorgans dem schriftlichen Verfahren wider-
spricht. Wir begrüßen diese Regelung ausdrücklich, halten allerdings - um von dieser
Möglichkeit auch tatsächlich Gebrauch machen zu können - den Widerspruch nicht
nur eines sondern mehrerer Mitglieder des jeweiligen Kammerorgans gegen die Be-
schlussfassung im schriftlichen Verfahren für erforderlich. Wir regen insoweit an, ana-
log zu der Regelung in § 20 Abs. 2 HmbKGH ein Quorum von % der Mitglieder des
jeweiligen Kammerorgans vorzusehen.



RECHTSABTEILUNG

5. Zu Nr. 39.2 - § 59 Absatz 7 HmbKGH-E

In § 59 soll ein Absatz 7 angefügt werden, in dem Informationspflichten für Beschwerde
führende Patientinnen und Patienten geregelt werden. Wir halten diese Regelung für
sinnvoll und notwendig, um dem berechtigten Informationsinteresse der Beschwerde-
führenden einerseits und den Datenschutzbelangen unserer Mitglieder andererseits
ausgewogen Rechnung zu tragen. Es sollte jedoch ergänzend aufgenommen werden,
dass eine Mitteilung des Ergebnisses der berufsrechtlichen Prüfung erst erfolgen kann,
nachdem die Entscheidung bestandskräftig geworden ist.

Mit freundlichen Grüßen

^r,
GaBriela
Justitiarin

"<?-c^, ^^_
GäBriela TRomsen


